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Herren Abgeordneten der conſtituirenden 
Uational-Uerſammlung in Berlin. 
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De. erſten Preußiſchen Nationalverſammlung iſt die große Aufgabe geworden, 
eine Verfaſſung zu entwerfen, welche, die Einheit Deutſchlands befördernd, zugleich 
die Grundſätze feſtſtellt, die Errungenſchaften der neueſten Zeit in einen Strahlen— 
punkt zu vereinen und Preußens Freiheit, Fürſten- und Volksglück dauernd zu 
befeſtigen. 3 

Der der hohen Verſammlung vorgelegte Entwurf giebt aber hierfür 
keine Garantie. 

Derſelbe iſt nicht, wie verheißen worden, auf der breiteſten Grundlage 
erbaut; ja derſelbe ſtellt reactionaire Princivien auf. 

Wir vermiſſen in demſelben: 

1) die Beſtimmungen über die allgemeine Volksbewaffnung, 

2) die unbedingte Freiheit des Unterrichts für alle Religionspartheien unent— 
geltlich und auf Koſten des Staats. Die im S. 13 des Entwurfs enthaltene Be— 
ſtimmung genügt nicht, weil ſie den Unterricht Beſchränkungen unterwirft, und 
dieſen ſogar noch von erſt zu gebenden Geſetzen abhängig macht, die nicht vorliegen, 
alſo nicht mit geprüft werden können. Der Unterricht muß unabhängig ſein von 
der Kirche und ſelbſtſtändig ohne confeſſionelle und religiöſe Beſchränkungen; 

3) die Beſtimmungen über die Regentſchaft für den Fall der Minderjährig— 
keit des Königs. 

Es erſcheint uns unzweckmäßig, das Geſetz zurückzulegen, bis der Fall 
eintritt. Es muß vorhergeſehen werden, und die Beſtimmungen darüber gehören 
in das Verfaſſungsgeſetz. 
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4) Die Beſtimmung, wer Staatsbürger iſt. 

Mehr aber noch als durch das, was wir vermiſſen, fühlen wir uns 
ſchmerzlich berührt durch das, was der Entwurf enthält, durch nachſtehende Be— 
ſtimmungen: 

5) Der Entwurf ſtellt im §. 1 einen Grundſatz an die Spitze, der allen 
conſtitutionellen Principien entgegen tft, durch welche ein Staat im Staate gebildet 
wird. 

Er lautet: 

Alle Landestheile der Preußiſchen Monarchie, in ihrem gegenwärtigen Um— 
fange, mit Ausſchluß des einer beſonderen nationalen Reorganiſation und 
Verfaſſung vorbehaltenen Theils des Großherzogthums Poſen bilden das zum 
deutſchen Bunde gehörige Staatsgebiet. 

Soll damit bloß gefagt fein, daß der zu reorganiſirende Theil des Groß— 
herzogthums Poſen zwar vom deutſchen Bunde ausgeſchloſſen, aber doch ein integri— 
render Theil des Preußiſchen Staatsverbandes bleibt, ſo widerſpricht dem, daß der 
Entwurf dieſem Theile eine beſondere Verfaſſung vorbehält, ſo widerſpricht dem, 
daß dieſer Theil ein integrirender Theil des ganzen Staatsgebiets iſt, und ein ein— 
zelner Theil des Ganzen nicht von Deutſchland ausgeſchloſſen werden kann, da 
der ganze Preußiſche Staat ein Theil von Deutſchland iſt. Es kann aber auch 
in einem conſtitutionellen Staate keine doppelte Verfaſſung ſtattfinden, kein Staat 
im Staate gebildet werden. Endlich aber auch, was ſoll dieſe Reorganiſation? 
ſoll ſie für die Einwohner dieſer Theile ein Recht ſein, ſo kann ihnen dies nicht 
aufgedrungen werden. Polen und Deutſche, Bewohner dieſer Theile, proteſtiren 
aber gegen die Reorganiſation. 

Dieſe Ausnahme wird hiermit auch ſchon um deswillen wegfallen müſſen, 
weil das Verfaſſungsgeſetz allen Staatsbürgern gleiche Rechte und Pflichten geben muß. 

6) Der Entwurf nimmt an vielen Stellen, §§. 15. 19. 31. 33., auf Geſetze 
Bezug, die erſt erlaſſen werden ſollen. Ohne Vorlage der Geſetze ſelbſt können dieſe 
Beſtimmungen nicht geprüft werden. 
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Mit dem Entwurfe mußten zugleich die zu erlaſſenden Geſetze zur Be⸗ 
ſchlußnahme mit vorgelegt werden. 

7) Nach F. 17 iſt das Recht der Petitionen unter einem Geſammtnamen nur 
den Behörden und Corporationen geſtattet. Dies verſtößt gegen $. 15 und das 
allgemeine Aſſociationsrecht. 

Können die Staatsbürger ſich zu Verſammlungen und Vereinen zufam- 
menthun, ſo muß ihnen auch das Recht werden, in der Geſammtheit oder als Ver— 
eine aufzutreten und zu petitioniren. 

8) Nach F. 23 ſoll die Beſetzung der Staatsämter dem Könige gebühren. 
Dies bedarf einer Einſchränkung. Kein verantwortliches Miniſterium kann mit 
Beamten regieren, welche entgegengeſetzten Principien anhängen. Das Syſtem, 
welches das Miniſterium befolgt, müſſen die Verwaltungsbeamten verfolgen. Die 
Verwaltungsbeamten muß daher das Miniſterium anſtellen, mindeſtens aber vor— 
ſchlagen. | 

9) Nach F. 26 fteht dem Könige die Verleihung des Adels, der Orden und 
anderer Auszeichnungen zu. Wenn nun nach $. 4 alle Staatsbürger vor dem 
Geſetze gleich ſind, wenn damit alle Vorrechte und Bevorzugungen der Geburt und 
des Standes fallen, ſo hört der Adel auf, ein bevorrechteter Stand zu ſein. Die 
Bezeichnung des Adels ſinkt auf eine bloße Namens- und Familienbezeichnung herab. 
Es iſt kein Grund vorhanden, dieſe Namensbezeichnung der beſtehenden Adels- 
familien, welche in vielen Fällen eine hiſtoriſche Baſis haben, abzuändern. Aber 
daraus folgt auch, daß neue Adelsverleihungen nicht mehr ſtattfinden können, da 
das, was verliehen werden ſoll, auch exiſtiren muß, ein Adel aber nicht mehr exiſtirt. 
Aus demſelben Grunde kann auch der Adel nicht verloren gehen und folglich darf 
er bei Verbrechen nicht mehr aberkannt werden. 

10) Eben ſo müſſen wir uns gegen die ſogenannten Auszeichnungen erklären, 
die in Verleihung von Titeln beſtehen. Sind alle Staatsbürger gleich, ſo kann es 
keinen andern Titel geben, als ſolchen, welcher das verwaltete Amt bezeichnet. 
Das Titelweſen muß mit der Bureaukratie und Beamtenariſtokratie verſchwinden. 
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11) Orden und Ehrenzeichen, wenn fie ferner beftehen ſollen, müflen möglichſt 
nur das wirkliche Verdienſt bezeichnen. Daher müſſen diejenigen, denen eine ſolche 
Anerkennung des Staats werden ſoll, von der Nationalverſammlung und im Kriege 
von der Truppenabtheilung, bei welcher ſich der Auszuzeichnende befindet, dem 
Könige zur Ordensverleihung vorgeſchlagen werden. 


12) Nach F. 32 verbleibt dem Kronfideicomiß-Fonds die durch das Geſetz 
vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domainen und Forſten angewieſene 
Rente. 

Das Geſetz vom 17. Januar 1820 betrifft die Staatsſchulden und deren 
Tilgung. Die Revenuen der Domainen wurden zur Tilgung der Schulden mit— 
angewieſen, mit Ausnahme von 2,500,000 Thlr. für den Unterhalt der Königlichen 
Familie, den Hofſtaat, für ſammtliche Prinzlichen Hofſtaaten und für alle dahin 
gehörige Inſtitute. Dieſe Beſtimmung wird durch die Verfaſſung geändert. Die 
Einnahmen von den Domainen gehören zu den Staatseinnahmen, über deren Ver— 
wendung die Nationalverſammlung nach Vorlage des Miniſteriums zu beſchließen 
hat. Eine Bezugnahme auf ſie, namentlich im ſtaatsrechtlichen Theile, alſo auch 
das in Betreff des Kronfideikommiſſes antiquirte Geſetz iſt daher unſtatthaft. Die 
Domainen ſind für die Staatsſchulden verpfändet. Eine Anweiſung des Königs 
auf die Renten derſelben iſt eine ungewiſſe. 


Der König und das Königliche Haus muß aber eine beſtimmte Ein— 
nahme haben, angewieſen nicht auf einzelne, ſondern auf die geſammte Staats— 
einnahme. Wir ſind weit entfernt, die Höhe der Summe anzugreifen, aber wir 
ſind der Anſicht, daß die Höhe von der Nationalverſammlung feſtgeſtellt und eine 
Civilliſte entworfen werden muß und zwar angemeſſen den Verhältniſſen des Staats, 
angemeſſen den Bedürfniſſen des Königs, des Königlichen Hauſes und des Hofſtaates. 
Mag dabei die Summe von 2,500,000 Thlr. beibehalten, erhöhet oder erniedrigt 
werden, das muß das Reſultat der Prüfung ſein. 


13) Der Entwurf enthält nirgends das beſtimmt ausgeſprochene Recht der 
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Krone, Beſchlüſſe der Kammer zu verwerfen. Nur implieite iſt daſſelbe im $. 36 
ausgeſprochen in den Worten: 

die Uebereinſtimmung des Königs und beider Kammern if zu jedem Geſetz 

erforderlich. 

Das Recht, zu verwerfen, muß aber der Krone zuſtehen und es muß 
dies ausdrücklich ausgeſprochen werden. Das Veto darf aber kein unbedingtes ſein, 
kein unbegrenztes. In dem unbegrenzten Velo, wie es der F. hinſtellt, liegt ein 
Eingriff in die Rechte des Volks, in die geſetzgebende Gewalt der Kammer und 
redueirt dieſe auf nichts. Das Veto muß beſchränkt ſein. Die Beſtimmung des 
norwegiſchen Verfaſſungsgeſetzes ſcheint uns hier für Krone und Volk die beſte 
Sicherheit und Bürgſchaft zu geben. Wir ſchlagen bei dieſem §. die Beſtimmung vor: 

Zur Gultigkeit eines Geſetzes gehört der Beſchluß der Kammer und die 

Beſtätigung des Königs. Wird letztere verſagt, ſo kann daſſelbe Geſetz erſt 

in der nächſten Kammerſitzung wieder vorgeſchlagen werden. Wird es wie— 

derholt beſchloſſen und die Königliche Beſtätigung wiederholt verſagt, ſo erlangt 
daſſelbe, in der nächſtfolgenden Sitzung zum drittenmal angebracht und beſchloſ— 
ſen, Geltung und Geſetzeskraft durch den Beſchluß und auch ohne Königliche 

Beſtätigung. 

Der dreimalige Beſchluß beweiſt klar den beſtimmten Willen des Volkes, 
der dreimal nöthig werdende Beſchluß bürgt gegen Uebereilung. 

14) Derſelbe $. ſtellt das Zweikammerſyſtem auf. Noch in keinem conſtitutio— 
nellen Staate, obgleich die meiſten daſſelbe Syſtem befolgt haben, hat die erſte Kam— 
mer Garantie für die Freiheit und das Glück des Volkes geboten. Fordern wir 
auch und erwarten von der allgemeinen deutſchen Nationalverſammlung in Frank- 
furt, daß fie ſich bei der deutſchen allgemeinen Verfaſſung für zwei Kammern ent- 
ſcheiden werde, ſo liegt der Grund darin, daß Deutſchlands Fürſten bei der deut— 
ſchen Kammer vertreten werden müſſen. Ihre Vertretung dort tft eine Nothwendig— 
keit. In dem einzelnen Staate fällt aber der Grund weg, die zu vertretende Per— 
ſon, die zu vertretende Macht. Das Syſtem zweier Kammern ſteht mit der Grund— 
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beſtimmung der Verfaſſung im Widerſpruche, mit der Gleichheit aller Staatsbürger 
vor dem Geſetze. Es führt dies Syſtem, wie der Entwurf es darſtellt, Bevorrech— 
tungen wieder ein, die vorweg beſeitigt find, es führt zum Wiederaufbau von Pri— 
vilegien, zu Majoraten, Erſtgeburtsrechten, Fideicommiſſen, zu allen Fehlern des al- 
ten Lehnsweſens. Der Ariſtokratie wird damit Thor und Thür geöffnet, ſowohl der 
Adelsariſtokratie als der eben fo verwerflichen Geld- und Beamtenariſtokratie. Es 
ſoll das Einkommen entſcheiden, ſowohl bei den Mitgliedern, die der König erwählt 
mit 8000 Rthlrn. reiner Einnahme, als auch bei denjenigen, welche das Volk erwählt, 
die aber 2500 Rthlr. reine Einnahme haben, oder 300 Rthlr. Steuern zahlen müſſen. 
Hier wird alſo das Geld als eine politiſche Macht anerkannt. Auch ohne dies Ein— 
kommen ſind die Mitglieder der höheren Gerichtshöfe, der Akademie der Wiſſenſchaften 
und die Oberbürgermeiſter in großen Städten wählbar. Hierdurch, ſcheint es, ſoll 
die Intelligenz in der Kammer erhöht werden. Es ſind dies auch drei vom Staate 
ſelbſt ziemlich unabhängige Kategorien, aber es ſind Ausnahmen und das Verfaſ— 
ſungsgeſetz, welches die Gleichheit aller Staatsbürger proclamirt, kann nicht den amt— 
lichen Stellungen, nicht dem Gelde, Vorrechte vor andern Staatsbürgern einräumen. 

Abgeſehen von dieſen Beſtimmungen des Entwurfs zur Conſtituirung der 
erſten Kammer haben wir uns auch gegen die erſte Kammer ſelbſt ausgeſprochen. 
Ihr Zweck ſoll ſein, nochmals zu berathen, was die zweite Kammer ſchon berathen 
und beſchloſſen hat. Eine ſolche Appellation von der Jury des Volkswillens durch 
die Vertreter deſſelben iſt unſtatthaft. Die erſte Kammer, indem ſie die Prüfung 
der Beſchlüſſe der zweiten vornimmt, tritt bevormundend auf, aber das Volk iſt 
mündig und feine Vertreter find ſelbſtſtändig. Die erſte Kammer kann nur nad)= 
theilig wirken, indem ſie zögernd oder hindernd gegen die zweite auftritt. 

Nur im engſten Verkehre, im engſten Zuſammenwirken des Fürſten mit 
dem Volke, in ſeinen Vertretern können Bewegung und Erhaltung in ein richtiges 
Verhältniß gebracht werden. Nur ſo können die wechſelſeitigen Rechte aufgeklärt 
und feſtgeſtellt werden. Aber dieſer Wechſelverkehr, dies unmittelbare Zuſammen⸗ 
wirken wird gehemmt, unterbrochen und geſtört, ſobald eine dritte Gewalt zwiſchen 
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beide geworfen wird. Mag ſich dieſelbe auf die eine Seite neigen, oder auf die 
andere, fie ſtört das Gleichgewicht, fie hindert den Wechſelverkehr und die Annähe⸗ 
rung. Die ariſtokratiſche Zuſammenſtellung treibt ſie ſtets mehr der Krone zu und 
führt ſie auf den reactionairen Weg. 

Alſo ein conſtitutioneller Fürſt und eine Kammer der Volksvertreter. 
Kein Privilegium mehr, keine Bevorzugungen, keine Ausnahmen! 

Damit würden denn die $$. 38, 39, 40 wegfallen, §. 36 und viele 
andere, welche auf die erſte Kammer Bezug nehmen und hinweiſen, modifieirt wer— 
den müſſen. 

15) Der F. 58 ſchützt die Abgeordneten vor der perſoͤnlichen Verhaftung wäh— 
rend der Sitzungsperiode. Dies iſt nicht umfaſſend genug. Vor der Abreiſe, auf 
der Reiſe, ja noch vor Feſtſtellung der Legitimation können mißliebige Abgeordnete 
leicht für die Sitzung beſeitigt werden. Das Recht muß mit dem Tage der Wahl 
beginnen und mit dem Tage der Rückkehr in die Heimath erſt enden und wenn dieſe 
nicht erfolgt, mit dem Tage, an welchem der Abgeordnete nach dem Schluſſe der 
Sitzung in der Heimath wieder eingetroffen ſein konnte. 

16) Die $$. 62 seg. laſſen zwar die Aufhebung der Patrimonialgerichte ahnen, 
wir ſind aber der Meinung, daß dieſelbe ausdrücklich ausgeſprochen werden muß. 

17) Der F. 78 beſtimmt: 

die Mitglieder beider Kammern, alle Staatsbeamte und das Heer haben 

dem Könige und der Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchwören. 

Dies kann möglicherweiſe zu Conflicten führen. Ein Auflehnen eines 
Königs gegen die Verfaſſung, ein reactionairer Schritt, würde die Volksvertreter, die 
Beamten und das Heer in Widerſpruch mit ſich und dem doppelten Eide bringen. 
Der conſtitutionelle König kann ohne die Verfaſſung nicht gedacht werden, dieſe 
nicht ohne den König. Er iſt ein integrirender Theil des verfaſſungsmäßigen Staats. 
Der auf die Verfaſſung geleiſtete Eid wird damit zugleich dem Könige geleiſtet. 
Der Eid hört auf und verliert ſeine Kraft, wenn der König aufhört, verfaſſungs— 
mäßiger König zu ſein. Der Eid kann daher nur auf die Verfaſſung geleiſtet 
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werden. Soll er aber dennoch dem Könige geleiſtet werden, fo iſt der Zuſatz nö⸗ 
thig, „ſo lange derſelbe der Verfaſſung treu bleibt.“ Dies ſind die Punkte, welche 
wir gegen den Entwurf aufzuſtellen für nöthig finden. 

Es wird dadurch aber der ganze Entwurf in ſeinen Grundprincipien 
erſchüttert, und er wird ſo durchlöchert, daß ein gehöriges Ganze nicht wieder her— 
geſtellt werden kann. 

Das Verfaſſungsgeſetz aber muß aus einem Guſſe, ein Ganzes ſein und 
deshalb ſind wir der Meinung, daß der ganze Entwurf zu beſeitigen und daß ein 
Geſetz, ganz und neu, von der conſtituirenden Verſammlung geſchaffen werde. 


Bromberg, den 4. Juni 1848. 


Der Central-Bürgerausſchuß für den Netzzdiſtrikt 
zur Wahrung der preußiſchen Intereſſen im 
Großherzogthum Poſen 
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Der deutſche Bürgerverein in Bromberg. 
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Druck der Gruenauer'ſchen Buchdruckerei in Bromberg. 
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